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Zum K. gehören z. B. die auf der Grundlage der 
Rechtsvorschriften der DDR abgeleiteten Verfah­
rensfragen,
- die in der Paßkontro11Ordnung (PKO) und
- in der Ordnung zur Technologie der Kontrolle 
und Abfertigung sowie zur Arbeitsorganisation 
(OTA) an den Grenzübergangsstellen der DDR

ihren Niederschlag gefunden haben, einschließlich 
der zur Sicherung der Grenzübergangsstellen fest­
gelegten und der in der —► Betretungsordnung 
enthaltenen Maßnahmen.

Grenzübergangsstelle; Zurückweisung
politisch-operative Maßnahme auf der Grundlage 
rechtlicher Bestimmungen zur Verhinderung der 
Ein-, Aus- bzw. Transitreise in das, aus dem bzw, 
durch das Hoheitsgebiet der DDR.
Sie erfolgt im Zusammenhang mit verfügten 
—► Fahndungen zur Durchsetzung von —► Reise­
sperren im Einreise-, Ausreise- bzw. Transitver­
kehr und deren Erfassung in den Fahndungsmitteln 
der НА VI.
Z. von Personen, die in den Fahndungsmitteln zur 
Sperre der Ein-, Aus- bzw. Transitreise ausge­
schrieben sind, werden erst nach zweifelsfreier 
Feststellung der Identität (vollständige Überein­
stimmung der Personalangaben im Personaldokument 
mit den Angaben in den Fahndungsmitteln) vorge­
nommen. Die Z. wird von einem verantwortlichen 
Offizier der Paßkontrolleinheit ausgesprochen.
Dem Fahndvings Objekt wird mitgeteilt, daß seine 
Ein-, Aus- bzw. Tränsitreise in das, aus dem bzw. 
durch das Hoheitsgebiet der DDR nicht gestattet 
wird. Nähere Gründe werden den Personen in Über­
einstimmung mit der internationalen Praxis nicht 
mitgeteilt.
Personen, die in den Fahndungsmitteln zur Sperre 
der Einreise erfaßt sind und im nicht vom Abkom­
men zwischen der BRD und der DDR erfaßten Tran­
sitverkehr. zu reisen beabsichtigen, werden nicht 
zurückgewiesen. Ihnen wird die Transitreise nach 
Drittstaaten gestattet, jedoch werden Maßnahmen 
zur Überwachung der Ausreise aus dem Hoheitsge­
biet der DDR durchgesetzt.
Darüber hinaus kann Z. von Personen vor genommen 
werden, bei denen die rechtlichen Voraussetzungen 
für den Grenzübertritt nicht gegeben sind (nicht 
im Besitz erforderlicher Personal- und Grenz­
übertrittsdokumente) oder aufgrund politischer 
und politisch-operativer Erforderaisse (Sicherung 
von Großveranstaltungen, politischer und gesell­
schaftlicher Höhepunkte) oder beim Vorliegen 
anderer politisch-operativer Gründe (provokato­
risches Verhalten, Kontrollverweigeruhg, Gefähr­
dung der Sicherheit, und Ordnung, grobe Zollver­
stöße u. а. ).


